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Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mitteltand und Handwerk 

Zum Thema: 
„Fahrplan Breitbandausbau für Nordrhein-Westfalen“ 

 
am 11. September 2013, um 10:00  Uhr 

 
 

Dr. Jürgen Kaack 
 
 

Vorwort: Breitband-Ausbau braucht politische Unterstützung 
 
Der Breitbandausbau in Deutschland kommt gut voran, es gibt kaum noch mit herkömmlichen DSL-
Technologien wirtschaftlich erschließbare Unterversorgungs-Bereiche. So werden wohl auch 
längerfristig 5 bis 10% der Anschlüsse ohne schnelle DSL-Anschlüsse auskommen müssen. 
Funklösungen. Durch die Ankündigung zum Vectoring-Ausbau wird die Versorgung vielerorts auf 100 
Mbit/s angehoben. Sind damit die Herausforderungen für den Ausbau schneller Datennetze 
gemeistert und abgeschlossen? 
 
Eine langfristig nachhaltige Infrastruktur ist erst durch Glasfasernetze bis zum Hausanschluss 
gegeben. Dies gilt insbesondere auch im ländlichen Raum. Hierfür müssen politische 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit für Kreise und Kommunen ein 
investitionsschonender Ausbau unter Nutzung von Synergien möglich ist. Die derzeitige Regelungen 
z.B. der Bundesrahmenregelung Leerrohre ermöglicht dies in nicht in Gebieten, die heute schnellere 
Internetzugänge  als 25 Mbit/s haben. Inhaltlich wären solche Regelungen verhältnismäßig einfach zu 
realisieren: 
 

Sofern es im geplanten Versorgungsgebiet noch kein passives Anschlussnetz zur 
Anbindung aller Haushalte mit einer Glasfaser-Leitung gibt und es keine Planung eines 
privatwirtschaftlichen Unternehmens hierzu gibt mit einer Umsetzung innerhalb von 
beispielsweise fünf Jahren, ist die Kommune berechtigt, ein derartiges Anschlussnetz 
mit oder ohne Fasern bis zum Hausanschluss zu errichten. Die Kommune ist 
verpflichtet, das Netz auf der Grundlage eines transparenten Verfahrens an einen 
Netzbetreiber zu vermieten, der sich die Regeln eines offenen Netzzugangs einhält 

 
Neben dem rechtlichen Rahmen für den Infrastrukturausbau ist die Identifikation oder Schaffung von 
Betreiberinstitutionen für passive Infrastrukturen ein limitierender Faktor. Die großen Netzbetreiber 
kommen aufgrund ihrer Anforderung an eine Amortisation innerhalb von wenigen Jahren kaum in 
Betracht. Die Entscheidungen in der Poststrukturreform II haben einen erheblichen Teil der 
derzeitigen Schwierigkeiten bedingt, indem Infrastruktur und Dienste nicht getrennte wurden. 
Allerdings war die weitere Entwicklung des Telekommunikationsmarktes so kaum vorhersehbar. Eine 
entscheidende Voraussetzung für die Entwicklung von Infrastruktur-Gesellschaften ist die Schaffung 
von Planungs- und Investitionssicherheit. Eine Möglichkeit könnte die Vergabe einer regionalen 
Breitband-Konzession sein für Gebiete, in denen kein privatwirtschaftlicher Investor mit dem Aufbau 
von Glasfaser-Anschlussnetzen tätig ist. 
 
Paradoxerweise haben die Fördermittel, die Kommunen finanziell bei der Bewältigung von 
Zuwendungen für den Ausbau in unterversorgten unterstützen sollen, in manchen Kommunen die 
digitale Spaltung vertieft. Wenn neben einem mit beispielsweise 3 Mbit/s knapp grundversorgten 
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Gebiet ein anderes, unterversorgtes Gebiet von 1 Mbit/s auf 50 Mbit/s ausgebaut wird, dann wächst 
der Geschwindigkeitsunterschied zwischen beiden örtlich unmittelbar nebeneinander gelegenen 
Gebieten auf 47 Mbit/s!  
 
Im Bereich zwischen der Grundversorgung und dem NGA-Bereich, den „weißen NGA-Flecken“, ergibt 
sich auf nationaler Ebene politischer Handlungsbedarf. Auf Grundlage der Bundesrahmenregelung 
Leerrohre kann eine Kommune in NRW in diesen Gebieten zwar Leerrohre für den Ausbau einer 
NGA-Infrastruktur verlegen. Die Option zur Verlegung von Leerrohren kommt für viele Kommunen 
aber nicht in Betracht, entweder aus Kostengründen oder weil eine geeignete Infrastruktur-
Betreiberinstitution fehlt. Vor diesem Hintergrund wäre vielen Kommunen damit gedient, wenn im 
Rahmen einer abstrakt generellen Notifizierung durch das Land ein Ausbau gegen Gewährung einer 
Zuwendung auch in Regionen erlaubt würde, die mit mehr als 2 Mbit/s versorgt sind. Der 
Bandbreitenbereich für eine solche Notifizierung könnte zwischen 2 und 25 Mbit/s  liegen und 
entspricht damit der in der Bundesrahmenregelung Leerrohre definierten Obergrenze. 
 
In Gebieten, in denen Glasfaser-Anschlussnetze aufgebaut werden, wird teilweise über 
Umsetzungsfragen der Verlegeart, Verlegetiefe und der Wiederherstellung der Oberfläche gestritten, 
da Infrastrukturbetreiber und Tiefbauämter unterschiedliche Interessen vertreten. Eine landesweit 
einheitliche und verbindliche Regelung für die Verlegung von Telekommunikationsleitungen und 
Schutzrohranlagen könnte Planungssicherheit schaffen und Genehmigungen beschleunigen. 
 
Neben den genannten Bereichen gibt es weitere Aspekte, die durch politische Entscheidungen und 
teilweise durch generell abstrakte Notifizierungen in Brüssel den Breitbandausbau erleichtern können. 
Derzeit sind folgende Problemfelder zu erkennen: 
 

• Beihilferechtliche Voraussetzungen für Ausbau mit Zuwendungen auf alle Gebiete mit 
< 25 Mbit/s erweitern 

• Beihilferechtliche Erweiterung für den Ausbau in Neubaugebieten 
• Rechtliche Grundlagen für den vorausschauenden Aufbau passiver Glasfaser-

Anschlussnetze in heute gut versorgten Gebieten 
• Verbindliches Regelwerk zur Leitungsverlegung 
• Übertragung des Wegerechts auf Landesstraßen für Kommunen und kommunale 

Unternehmen 
• Prüfung einer Konzessionsvergabe für passive Anschlussnetze durch Kreise 
• Schaffung von landes- oder kreiseigenen Infrastrukturgesellschaften 

 
Die Ausgestaltung und Umsetzungsbegleitung für Kreise und Kommunen erfordert ein 
schlagkräftiges, mit Personal und Ressourcen ausreichend ausgestattetes Breitband-
Kompetenzzentrums, das in einigen Ländern und insbesondere in NRW fehlt. Die Aktivitäten von 
Breitband.NRW reichen keinesfalls und über Erstgespräche hinaus kann eine Beratung von Kreisen 
und Kommunen nicht geleistet werden. Dabei könnte Breitband.NRW als Nukleus für ein Breitband-
Kompetenzzentrum dienen, wenn ergänzend Kompetenzen in den Bereichen Technik, Rechtsfragen 
und zur Gestaltung von Geschäftsmodellen aufgebaut und mit entsprechenden personellen und 
finanziellen Ressourcen untermauert werden. Neben dem Coaching von Breitband-Beauftragten in 
Kreisen und Kommunen sollte das Breitband-Kompetenzzentrum Modellprojekte aktiv entwickeln und 
begleiten, wie es in Hessen und Niedersachsen erfolgreich praktiziert wird. 
 
 
Einzelne Aspekte werden in Verbindung mit den nachfolgenden Stellungnahmen zu den einzelnen 
Fragen detaillierter ausgeführt. 
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Frage 1: „Der Versorgungsgrad mit schnellem Breitbandinternet, insbesondere 
FttB/H ist in Deutschland im internationalen Vergleich sehr niedrig. Was 
machen andere Länder besser? Welches Regulierungsdesign scheint höhere 
Investitionen auszulösen und einen höheren Versorgungsgrad mit 
Glasfaseranschlüssen anzubieten?“ 
 
Eine bessere Versorgung mit Glasfaserinfrastrukturen haben entweder Länder, die vorher eine 
schlechte Kupferinfrastruktur besaßen und im Zuge der notwendigen Erneuerung direkt auf Glasfaser 
als Übertragungsmedium setzen konnten. Im Vergleich hierzu ist die Telekommunikationsinfrastruktur 
in Deutschland in gutem Zustand und erlaubt den Einsatz hochfrequenter Übertragungstechnologien 
wie VDSL, Vectoring oder DOCSIS3.0 im Koaxialnetz. 
 
In anderen Ländern werden Glasfaser-Anschlussnetze unter massiven Investitionen der Staaten 
ausgebaut, indem Telekommunikationsnetze gleich behandelt werden wie Straßen- oder 
Schienennetze. Dieses Modell ist nach der Poststrukturreform II für Deutschland kaum sinnvoll. 
 
Zu Vorschlägen für ein anderes Regulierungsdesign siehe die Stellungnahme zu Frage 2. 
 
 
 
Frage 2: Der Ausbau der Telekommunikationsinfrastruktur erfolgt 
grundsätzlich marktgetrieben durch die am Markt frei agierenden 
Telekommunikationsunternehmen. Welches Regulierungsdesign ist aus Ihrer 
Sicht besonders geeignet, um die angestrebten Investitionen auszulösen?“ 
 
Förderlich für neue Investitionen wäre eine verbindliche Trennung von (passiver) Infrastruktur und 
Diensten, um Quersubventionierungen zwischen den Wertschöpfungsstufen zu vermeiden. Damit 
einhergehend ist der bereits verankerte Ansatz zu einem offenen Netzzugang (Layer 2) ein wichtiges 
Element, um den Wettbewerb vom Anschlussnetz und seiner verfügbaren Geschwindigkeit auf die 
Diensteebene zu verlagern. Längerfristig führt dies zu einer Remonopolisierung der passiven 
Anschlussnetze, ähnlich wie es heute auch nur eine Strom-, Gas- und Wasserleitung je Haushalt gibt. 
 
Damit privatwirtschaftliche Investoren verstärkt in den Ausbau von passiven Anschlussnetzen 
investieren, ist Planungssicherheit erforderlich. Die Errichtung von mehreren parallel gebauten 
Infrastrukturen auf der Basis von Microduct-Leerrohren ist nicht mal in Ballungsgebieten dauerhaft 
wirtschaftlich. Es bedarf daher einer verbindlichen Vergabe von Regionen an Infrastrukturbetreiber. 
Dies könnte analog der Konzessionsvergabe für Versorgungsleistungen erfolgen und in Form einer 
vertraglichen Vereinbarung nach einer öffentlichen Ausschreibung geschlossen werden. Als 
Konzessionsgeber könnte z.B. der Kreis als Gebietskörperschaft auftreten oder ein 
Zusammenschluss von mehreren Kommunen (z.B. in Form eines Zweckverbandes). Bei der Vergabe 
könnten z.B. Stadtwerke oder Regionalversorger bevorzugt werden, da diese aufgrund ihrer 
Kernaufgaben Synergien nutzen können und regional verankert sind. Da eine Konzession für ein 
NGA-Anschlussnetz eine Einschränkung für das im TKG verankerte Wegerecht und die 
Übertragung des Wegerechts an Netzbetreiber durch die Bundesnetzagentur darstellt, ist im 
Vorfeld zu prüfen, ob eine Konzession im bestehenden Rechtsrahmen überhaupt umsetzbar 
ist. 
 
Um heute tätigen Netzbetreibern Investitionssicherheit zu geben, sollte das Konzessionsrecht auf 
passive Microduct-Leerrohrnetze begrenzt bleiben. Dabei sollten alle im Konzessionsgebiet tätigen 
Netzbetreiber das Recht erhalten, nach einem transparenten Auswahlverfahren gegen Zahlung einer 
TAL-Miete ihre Dienste über das Glasfasernetz anzubieten oder bestehenden Kunden einen Umstieg 
anzubieten. 
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Frage 3: „Wie bewerten Sie das Konzept, die Universaldienstverpflichtung (§§ 
78 ff. TKG) mit konkretisierter Mindestbandbreite dafür zu nutzen, eine 
flächendeckende Grundversorgung zu garantieren? 
 
Eine Universaldienstverpflichtung ist in der derzeitigen Entwicklungsstufe des Marktes 
kontraproduktiv und brächte insbesondere keine Motivation zum Bau von NGA-Netzen. In Ländern 
mit einer Universaldienstverpflichtung liegt diese typischerweise bei 1,5 bis 2 Mbit/s. Da die heute 
verbleibenden unterversorgten Gebiete in Deutschland  für einen Ausbau unwirtschaftlich sind, käme 
die Forderung nach einer Universaldienstverpflichtung dem Erfordernis zur Finanzierung der 
unwirtschaftlichen Regionen durch die öffentliche Hand gleich. 
 
Eine Universaldienstverpflichtung liefe zudem ins Leere, weil an nahezu jedem Punkt in Deutschland 
eine Verbindung zum Ka-Band Satelliten hergestellt werden kann und somit Downstream-
Geschwindigkeit von derzeit 20 Mbit/s fast überall verfügbar sind. Seit der Ka-Band Satellit in Betrieb 
ist und die Preise für Satelliten-DSL vor knapp zwei Jahren deutlich gesenkt wurden, ist überall eine 
über die Grundversorgung hinausgehende Breitbandversorgung zu erschwinglichen Preisen 
verfügbar. 
 
Die Schimäre des Universaldienstes sollte endlich ad acta gelegt werden! 
 
 
 
Frage 4: „Wie bewerten Sie die Idee eines Bürgerfonds, der sich aus 
Frequenzversteigerungen refinanziert, um den Ausbau des Breitbandnetzes 
insbesondere in ländlichen Regionen zu forcieren?“ 
 
Bürgerfonds zum Aufbau von Breitband-Infrastrukturen sind grundsätzlich als eine alternative 
Finanzierungsform für regionale Netze zu betrachten. Es hängt sicher von den jeweiligen 
Randbedingungen und den gesellschaftlichen Strukturen ab, ob ein Bürgerfonds sinnvoll ist und 
funktionieren kann. Die zur Finanzierung des kommunalen Eigenanteils bei Förderprojekte mögliche 
Realisierung durch Spenden aus der Bevölkerung zeigt Restriktionen für ein solches Modell auf. 
 
Finanzierungsmöglichkeiten für den Aufbau von NGA-Netzen sind heute durchaus gegeben z.B. mit 
den Angeboten von NRW.Bank, KfW, und Rentenbank. Somit ist die Schaffung von Bürgerfonds 
vermutlich eher ein Randthema. 
 
 
 
Frage 5: „Halten Sie es für sinnvoll und möglich, Gebiete, die nicht mit 
Hochgeschwindigkeitsnetz erschlossen werden können, wenigstens vorrangig 
im ländlichen Raum mit LTE zu erschließen? Was kann getan werden, damit 
zumindest der ländliche Raum mit LTE versorgt werden kann?“ 
 
LTE ist ein Mobilfunkstandard, der die derzeit höchste Frequenzökonomie aufweist. Es bleibt 
allerdings damit eine Infrastruktur, die primär für die mobile Internetnutzung über Tablet-PCs und 
Smartphones ausgelegt ist. Nur mit LTE wird es gelingen, den stark anwachsenden mobilen 
Datenverkehr zu bewältigen. 
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Somit ist LTE eine komplementäre Infrastruktur zu leitungsgebundenen NGA-Netzen. Im Einzelfall 
und als Brückentechnologie kann LTE auch fallweise als Substitution für eine fehlende 
Leitungsinfrastruktur dienen. Die typischen Mobilfunkmerkmale gelten auch für LTE, als „shared-
medium“ sinkt die Übertragungsrate für den Einzelnen, wenn viele Nutzer gleichzeitig in der Zelle 
aktiv sind. Mit der Entfernung von der Basisstation und abhängig von der Witterung sinkt die 
Performance. Die im Mobilfunk üblichen Begrenzungen des monatlichen Datenvolumens begrenzen 
die Einsatzmöglichkeiten als Substitutionslösung oder erhöhen die Kosten in unverhältnismäßiger 
Weise. 
 
Der LTE-Ausbau wird von den Lizenznehmern unter wirtschaftlichen Aspekten vorangetrieben. Dabei 
sind je Zelle und Basisstation ein Mindest-Kundenaufkommen und ein Mindest-Traffic erforderlich. 
Der Versorgungsgrad mit Mobilfunklösungen ist in der Regel niedriger als im Festnetz, da der Ausbau 
von dünn besiedelten Randbereichen, von Abschattungs- und Interferenzregionen die Infrastruktur 
unverhältnismäßig verteuern würde. 
 
Außer einer unter Beihilfe-Gesichtspunkten kaum zu vertretenden Gewährung von Zuwendungen 
(außer im Rahmen von Breitbandprojekten zur Sicherstellung der Grundversorgung) sind keine 
effizienten Anreizsysteme zur Intensivierung des LTE-Ausbaus abzusehen. 
 
 
 
Frage 6: „Gibt es aus Ihrer Sicht weitere Anreizsysteme als die Bereitstellung 
von Fördermitteln für die Telekommunikationswirtschaft, um einen zügigen 
Ausbau der Breitbandversorgung durch die Telekommunikationswirtschaft zu 
gewährleisten?“ 
 
Die Gewährung von Fördermitteln ist auch im Bereich des Breitbandausbaus ein eher schlechtes 
Mittel. Durch die Aussicht auf Fördermittel werden Anreize gesetzt, geplante Projekte zu höheren 
Preisen umzusetzen. Fördermittel haben zwar vielen Kommunen geholfen, trotz enger Haushalte 
Breitbandprojekte umzusetzen. Allerdings steht zu vermuten, dass die Mehrzahl der geförderten 
Projekte auch ohne Förderung realisiert worden wäre. Allerdings hat die Gewährung von 
Fördermitteln den Ausbau unbestritten beschleunigt. 
 
Der Telekommunikationsmarkt wird auch in Zukunft die Möglichkeit eröffnen, mit guten 
Geschäftsmodellen und nutzenorientierten Produkten attraktive Renditen zu erwirtschaften. Eine 
Reihe von Telekommunikationsanbietern verzichtet bewusst auf die Umsetzung von Ausbauvorhaben 
mit Fördermittel-Einsatz. Das Beispiel der Deutschen Glasfaser GmbH mit dem Bau von Glasfaser-
Anschlussnetzen in ausgeprägt ländlichen Regionen erfolgt ohne Inanspruchnahme von 
Fördermitteln. Insbesondere für die Überlegungen zum Bau von NGA-Netzen sollten Fördermittel 
eine untergeordnete Rolle spielen. 
 
Wichtiger sind investitionsfreundliche Rahmenbedingungen, wie sie in Verbindung mit Frage 3 bereits 
erläutert wurden. Insbesondere eine langjährige Vergabe von Ausbaugebieten an 
Infrastrukturbetreiber im Rahmen einer Konzession kann den Ausbau beflügeln. Landesbürgschaften 
für Finanzierungen erleichtern Stadtwerke eigene Projekte. Schaffung von Klarheit in einzelnen 
Punkten verbessern die Rechtssicherheit, siehe vertiefende Stellungnahmen zu Frage 13: 
 

 Berechtigung von Kommunen zum Ausbau in weißen NGA-Flecken (Bereich von 2 bis 25 
Mbit/s) durch die Möglichkeit zur Gewährung von Zuwendungen 

 Berechtigung von Kommunen zur Gewährung von Zuwendungen für den Ausbau in 
Erschließungs- und Neubaugebieten 

 Eindeutige Regeln zum vorausschauenden Aufbau von Glasfaser-Anschlussnetzen in 
Gebieten mit mehr als 25 Mbit/s durch Kommunen, Kreise oder Stadtwerke 
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 Schaffung einer verbindlichen Verlege-Richtlinie für die Verlegung von NGA-Netzen auf 
der Basis von Microduct-Leerrohren 

 
Die Installation eines Breitbandkoordinators in jedem Kreis und in jeder Kommune wäre auch für 
Netzbetreiber eine Erleichterung in der Zusammenarbeit (z.B. bei der Koordination von 
Baumaßnahmen, der Standortsuche und bei Genehmigungen sowie bei 
Informationsveranstaltungen). 
 
 
 
Frage 7: „Wo und wie kann Regulierung zusätzliche Anreize für NGA 
Investitionen setzen?“ 
 
Von Seiten der Regulierung sind die im NGA-Forum die wesentlichen Voraussetzungen für den 
Aufbau von Glasfaser-Anschlussnetz vorhanden. Ergänzende Anmerkungen finden sich in den 
Anmerkungen zu Frage 2. 
 
 
 
Frage 8:   „Welchen Beitrag können breitbandige Mobilfunktechnologien bzw. 
hybride Ansätze leisten und welche Rahmenbedingungen müssen dafür 
geschaffen / verbessert werden?“ 
 
Mobilfunktechnologien sind in der Anwendung komplementär zu leitungsgebundenen Lösungen zu 
sehen. Es sei  hier auf die Frage 5 verwiesen. LTE ist der derzeit modernste Mobilfunkstandard, somit 
gelten die Aussagen zu LTE auch allgemein für Mobilfunklösungen. 
 
Hybride Lösungen können die verfügbare Bandbreite optimieren durch Nutzung von jeweils freien 
Kapazitäten. So können freie Bandbreiten genutzt werden und der Nutzer erhält die beste zum 
jeweiligen Nutzungs-Zeitpunkt Geschwindigkeit. Qualitativ sind hierdurch keine entscheidenden 
Verbesserungen zu erwarten. 
 
 
 
Frage 9:   „Bis 2014 soll nach Plänen der Bundesregierung bereits für 75% der 
Haushalte Anschlüsse mit Übertragungsraten von mindestens 50 Mbit/s zur 
Verfügung stehen. Die Landesregierung will eine Breitbandversorgung von 50 
Mbit/s für alle Haushalte gewährleisten und dies bis 2018 erreichen. Ist das 
realistisch? Falls nein: Welche Konsequenzen werden daraus gezogen?“ 
 
Alle Haushalte erreichen zu wollen, ist im Hinblick auf die rapide steigenden Kosten für die letzten 3% 
der Haushalte in äußerst dünn besiedelten Gebieten unwirtschaftlich und kaum vertretbar. Aber auch 
außerhalb der letzten 3% ist nicht zu erwarten, dass 2014 oder 2018 diese Quote erreicht wird. 
Sowohl Bund als auch das Land hat es mit der Festlegung von Zielen bewenden lassen und keine 
Strategien mit Maßnahmen, Meilenstein- und Zeitplan hinterlegt. Auf dieser Basis wird die 
Zielerreichung zum Lotteriespiel.  
 
Der aus Eigennutz betriebene Vectoring-Ausbau der Deutschen Telekom könnte helfen, das 
gesteckte Ziel 2018 zu erreichen. Da es bislang kein Förderprogramm in NRW gibt, mit dem eine 
Kommune beim Ausbau von Netzen mit mindestens 50 Mbit/s unterstützt wird, bleiben 
Eigeninitiativen derzeit eher eine Ausnahme. 
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Frage 10:  „Wie bewerten Sie die derzeitigen Aktivitäten des Landes 
hinsichtlich der Förderung des Breitbandausbaus in NRW? Welche 
Verbesserungsmöglichkeiten gibt es? Ist die Höhe der Fördermittel 
angemessen im Hinblick auf das erklärte Ziel eine flächendeckende 
Breitbandversorgung von mindestens 50 Mbit/s bis 2018 zu ermöglichen?“ 
 
Im Hinblick auf die Förderung des Ausbaus für die Grundversorgung sind die Mittel bislang 
ausreichend und es ist kein Fall bekannt, in dem ein Förderantrag wegen fehlender Fördermittel nicht 
bewilligt werden konnte. Die aktuellen Fördermaßnahmen zielen nicht auf die Förderung eines über 
die Grundversorgung hinausgehenden Ausbaus. Eine nicht vorhandene Förderung kann nicht 
ausreichen, um ein Ziel zu erreichen. 
 
Anders als bei der Grundversorgung ist für den NGA-Ausbau mit Microduct-Leerrohren eine andere 
Ausgangslage zu beachten. Ein solcher Ausbau wird sich in der Regel über einen langen Zeitraum 
erstrecken. Zum Anschub der Maßnahmen könnte die Erstellung eines Masterplans (i.S. einer 
Netzplanung vom Glas-PoP über Muffen und Schächte bis in die Straßenzüge) durch einen Kreis 
oder einen Infrastrukturbetreiber gefördert werden. Auch könnten die Personalkosten für einen 
Breitbandkoordinator in den ersten Jahren durch ein Förderprogramm finanziell unterstützt werden. 
 
 
 
Frage 11: „Im nationalen Vergleich unterscheiden sich die Bemühungen in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht. Was kann das Land NRW besser 
machen?“ 
 
Es gibt eine Reihe von positiven Vorbildern in anderen Bundesländern. Hier sei insbesondere das 
Land Hessen genannt, das eine für die Lösung des Breitbandproblems in ländlichen Räumen eine 
geeignete Struktur vom Ministerium über Hessen-IT, die WI-Bank bis zu den regionalen 
Breitbandberatern und den Breitbandkoordinatoren in den Kreisen geschaffen haben. In Hessen ist 
es gelungen, in vielen Kreisen eigene Infrastrukturgesellschaften zu etablieren. Der Odenwaldkreis 
kann dabei als Musterbeispiel für den Ausbau in einer für den Breitbandausbau problematischen 
Region dienen. Nähere Erläuterungen zu diesem Aspekt finden sich bei den Ausführungen zu Frage 
13. 
 
 
 
Frage 12:  „Die ELER-Förderung sieht in den Ausschreibungen nur den 
Ausbau bis 16 Mbit/s vor. Welche rechtlichen Voraussetzungen müssten erfüllt 
werden, um die Förderung auf 50 Mbit/s erhöhen zu können?“ 
 
Die ELER-Förderung und das GAK-Programm erlauben derzeit nur eine Grundversorgung mit 
mindestens 2 Mbit/s, faktisch wird in vielen Projekten eine höhere Downstream-Geschwindigkeit 
erreicht, da die angebotene Technologie dies ermöglicht. Eine Forderung nach höheren 
Mindestbandbreiten wäre wünschenswert, um die digitale Spaltung innerhalb einer Kommune zu 
reduzieren. Ob dies rechtlich im Rahmen der Fördermittel und den Rahmenbedingungen der EU 
möglich ist, kann nicht beurteilt werden. 
 



 

S T Z - C O N S U L T I N G  G R O U P  
Strategie – Transformation – Zusammenarbeit 

„Beratung vom Unternehmer für Unternehmen und Kommunen“ 
 

 

 
 

    STZ-Consulting Group                                                  29.08.13 
Strategie – Transformation - Zusammenarbeit  

www.stz-consulting.de 
http://stz-consulting.mydesignblog.de 

 
 

8 

 
 
Frage 13. „Sollte sich das Wirtschaftsministerium stärker im Bereich 
Breitbandausbau engagieren?“ 
 
Deutliche Verbesserungen gegenüber der derzeitigen Ausbaugeschwindigkeit sind nur durch stärkere 
Aktivitäten von Seiten des Wirtschaftsministeriums zu erreichen. Entsprechende Beispiele findet man 
im Vergleich z.B. in Niedersachsen, Hessen und Bayern. Im Wirtschaftsministerium muss Breitband 
„Chefsache“ werden und es wird eine eigene Projektgruppe zur Koordination der Aufgaben 
geschaffen werden.  
 
Neben der Organisation im Ministerium sollte ein schlagkräftiges Breitband-Kompetenzzentrum 
aufgebaut werden, dass sich mit inhaltlichen Fragen zu Geschäftsmodellen, Kooperationen und 
Technologien beschäftigt sowie Modellprojekte gemeinsam mit Breitbandkoordinatoren in Kreisen 
und Kommunen entwickelt und umsetzt. 
 
Inhaltlich müssten in einigen Bereichen die aktuell erkennbar nicht ausreichend geregelten Fälle 
durch notifizierte, abstrakt-generelle Regelung auf Landesebene gelöst werden. Dies betrifft z.B. den 
Ausbau in weißen NGA-Flecken, den Ausbau in Neubaugebieten, den Infrastrukturausbau in 
Gebieten mit heute mehr als 25 Mbit/s. Ebenso sollte eine verbindliche Richtlinie für die Verlegung 
von Microduct-Leerrohrsystemen geschaffen werden (nähere Ausführungen hierzu siehe unten). 
Weitere Bereiche ohne eindeutige Regelung sind im Rahmen der Weiterentwicklung des NGA-
Ausbaus zu erwarten. 
 
Da zu erwarten ist, dass auch bei Förderung von regionalen Infrastrukturbetreibern und Aktivitäten 
von Stadtwerken Gebiete ohne geeignete Institution für den Aufbau und Betrieb von NGA-
Infrastrukturen verbleiben, wäre die Gründung einer landeseigenen Infrastruktur-Gesellschaft z.B. 
nach dem Vorbild von Straßen.NRW zu prüfen. Die einzelnen Punkte werden im Folgenden erläutert. 
 
Keine öffentlichen Mittel sollten dagegen für übergreifende Konzeptstudien, Netz- oder Masterplan-
Vorhaben verwendet werden, da die Ergebnisse hieraus voraussichtlich für einen regionalen Ausbau 
keinen Vorteil bringen. 
 
• Schaffung eines schlagkräftigen Breitband-Kompetenzzentrums  
 
Ein entsprechend vorsorglicher Ausbau benötigt einen übergreifenden Netzplan („Masterplan“) und 
eine langjährige Koordination der Aktivitäten. In den meisten Fällen sind viele Beteiligte zu 
koordinieren: Tiefbauamt, Strom-, Gas-, Wasser-Versorger, Stadtwerke, Betreiber von Beleuchtung 
und Rundsteueranlagen sowie dem Straßenbau. Zudem sollte ein regelmäßiger Kontakt zu den 
potenziellen Netzbetreibern gepflegt werden, damit der Netzaufbau später problemlos in Betrieb 
genommen werden kann. Eine wichtige Aufgabe in jedem Breitbandprojekt ist die Gestaltung des auf 
die Rahmenbedingungen und Ziele der jeweiligen Ausbauregion am besten passenden 
Geschäftsmodells. Dabei ist zu beachten, dass die Umsetzung nur dann erfolgreich wird, wenn alle 
Wertschöpfungsstufen qualifiziert besetzt und die Schnittstellen zwischen den Wertschöpfungsstufen 
harmonisiert sind (siehe nachfolgende Graphik zu den Wertschöpfungsstufen). 
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Anders als z.B. in Hessen ist die Einrichtung eines dauerhaften Breitband-Koordinators für Kreise und 
Kommunen in NRW keineswegs selbstverständlich. Im Hinblick auf die zu erbringenden Aufgaben 
reicht dabei keine reine Aufgabenzuweisung. Ohne Zuweisung von Ressourcen wird sich kein 
Ergebnis erzielen lassen, für Mittelstädte sollte allerdings eine Teilzeitstelle ausreichen. Zur Schaffung 
dieser Funktion sollten konkrete Vorgaben die Kommunen unterstützen. 
 
Im Hinblick auf die schwierige Haushaltslage vieler Kommunen sollte alternativ ein mit Personal und 
Ressourcen ausreichend ausgestattetes Breitband-Kompetenzzentrum eingerichtet werden. Die 
Aktivitäten von Breitband.NRW reichen keinesfalls und das Breitbandconsulting.NRW kann (und darf) 
die im Namen enthaltene Beratungs-Funktion heute über Erstgespräche hinaus nicht ausfüllen. Dabei 
könnte Breitband.NRW als Nukleus für ein Breitband-Kompetenzzentrum dienen, wenn ergänzend 
Kompetenzen in den Bereichen Technik, Rechtsfragen und zur Gestaltung von Geschäftsmodellen 
aufgebaut und mit entsprechenden personellen und finanziellen Ressourcen untermauert werden.  
 
Neben dem Coaching von Breitband-Beauftragten in Kreisen und Kommunen sollte das Breitband-
Kompetenzzentrum Modellprojekte aktiv entwickeln und begleiten, wie es in Hessen und 
Niedersachsen erfolgreich funktioniert. Bei der Überarbeitung oder Neufassung von 
beihilferechtlichen Rahmenbedingungen und Leitlinien muss bereits vor einer Verabschiedung eine 
Prüfung im Hinblick auf zu erwartende Auswirkungen erfolgen und durch entsprechende Vorschläge 
Einfluss genommen werden (siehe hierzu die Anmerkung zu den EU-Leitlinien über die staatliche 
Beihilfe in der Anmerkung zu Frage 17). Die während der operativen Arbeit wiederholt auftretenden 
rechtlichen Restriktionen sollten in Form von für alle Kommunen verbindlichen Regelungen beseitigt 
werden, z.B. in Form einer abstrakt generellen Notifikation. Für solche Vorgänge gibt es durchaus 
Vorbilder, z.B. in Hessen zur Ausweitung der Förderkulisse für die Grundversorgung auf alle 
Kommunen im Land oder die Regelungen für das Land Bayern zum NGA-Ausbau. Derzeit werden 
Kommunen mit ungeregelten Fällen weitgehend alleine gelassen und verzichten entweder auf die 
Umsetzung der Maßnahme, nehmen mögliche Risiken stillschweigend in Kauf oder suchen eigene 
Ausnahmeregelungen. 
 
Zusätzlich zu den zentral erforderlichen Ressourcen sollten dem Breitband-Kompetenzzentrum 
zugeordnete regionale Breitbandberater installiert werden, die auf regionaler / lokaler Ebene mit den 
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Breitbandbeauftragten der Kommunen und Kreise zusammenarbeiten. In Hessen und Bayern hat sich 
diese Konstellation durchaus bewährt, selbst in der Zusammenarbeit mit externen Planungsbüros. 
 
• Prüfung einer landeseigenen Infrastrukturgesellschaft 
 
Der Aufbau von passiven Infrastrukturen für Glasfaser-Anschlussnetze (FttB) ist nicht nur unter 
gesellschaftlichen Gesichtspunkten wünschenswert, es kann durchaus auch wirtschaftlich tragfähig 
sein. Das Beispiel der Aktivitäten der Deutschen Glasfaser GmbH in den Kreisen Borken, Coesfeld, 
Heinsberg und Viersen zeigt, dass Glasfaser-Anschlussnetze nicht nur für die Ballungsgebiete 
möglich sind. Als privatwirtschaftlich ausgerichtetes Unternehmen verfolgt die Deutsche Glasfaser 
eindeutige Renditeziele, die vermutlich vergleichbar sind mit denjenigen von Projektgesellschaften für 
Gewerbeimmobilien. Die Amortisationszeit dürfte dabei im Bereich von 10 bis 15 Jahren liegen. 
Insgesamt führen die Wirtschaftlichkeitsziele zur Anforderung einer Mindest-Vorvertragsquote von 
40% im betrachteten Ausbaugebiet. In anderen Regionen haben sich  Versorgungsunternehmen auf 
den Weg gemacht, Steuernetze für Smart-Grids und Glasfaser-Hausanschlüsse zusammen 
aufzubauen. 
 
Aber nicht überall sind Stadtwerke vorhanden oder Investoren wie die Deutsche Glasfaser 
vorzufinden. In diesem Fall sollte das Land die aktiv um geeignete Unternehmen werben, die bereit 
sind, z.B. nach dem Vorbild der Deutschen Glasfaser GmbH in den Aufbau von passiven NGA-
Anschlussnetzen im ländlichen Raum zu investieren , oder im Zweifelsfall auch selber den Aufbau 
und Betrieb von Anschlussnetzen übernehmen. In Hessen sind eine Reihe Kreise mit 
entsprechenden Infrastrukturgesellschaften in Betrieb gegangen. Im Odenwald-Kreis gäbe es 
vermutlich noch heute keine Breitbandinfrastruktur, wenn die kreiseigene Gesellschaft nicht aktiv 
geworden wäre. In NRW gibt es immer noch größere Gebiete, die weit unter einer 
Intergeschwindigkeit von 50 Mbit/s liegen. 
 
Anstatt einer landeseigenen Infrastrukturgesellschaft könnte die Entstehung von kreiseigenen 
Infrastruktur-Gesellschaften gefördert werden, wie sie bereits in vielen Kreisen in Hessen entstanden 
sind. Der Odenwaldkreis ist ein Beispiel für einen erfolgreichen Ausbau in einer sehr ländlichen 
Struktur. 
 
• Keine Netzplanung durch das Land ohne Umsetzungskonzept 
 
Das größte Hemmnis für den Ausbau von NGA-Netzen besteht in der meist nicht vorhandenen 
Zuständigkeit für den Breitbandausbau bei Kommunen und Kreisen und in der fehlenden 
Betreiberinstitution für passive Infrastrukturen. Sofern ein Infrastrukturbetreiber installiert wurde und 
Mittel für den laufenden Ausbau im Beilauf bereitgestellt wurden, muss ein Masterplan im Sinne eines 
technischen Netzplans mit straßenzugsgenauer Planung, der Identifikation von Netzknoten und der 
Festlegung von Standorten für Schächte und Muffen erstellt werden. Die Erstellung eines auch 
landesweiten Masterplans stellt eine Verschwendung von Mitteln dar oder läuft ins Leere, sofern 
diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Falls es Betreiberinstitutionen z.B. auf Kreisebene gibt, 
kann das Land z.B. über ein Breitband-Kompetenzzentrum Planungsunterstützung oder auch 
Fördermittel für eine externe Beauftragung anbieten. Ein Vorbild für eine gelungene Umsetzung 
eines ersten Planungstools hierzu kann „hesbis“ in Hessen sein. Eine detaillierte Netzplanung wird 
hierdurch allerdings nicht ersetzt. 
 
Auch sind weitere Konzeptstudien kaum hilfreich, da die verfügbaren Technologien bekannt und 
verfügbar sind und großräumig angelegte Studien für den regionalen Ausbau in der Regel nicht 
hilfreich sind. Breitband-Konzepte sollten auf Ebene von Kreisen und Kommunen zu dem Zeitpunkt 
erstellt werden, wenn eine grundsätzliche Bereitschaft zur Investition in nachhaltige Infrastrukturen 
beschlossen wurde. 
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• Historisch erfolgte Weichenstellungen behindern 
 

Mit der Poststrukturreform II wurde die Grundlage für viele der heutigen Probleme beim 
Breitbandausbau in der Fläche gelegt. Eine Trennung von Infrastruktur und Diensten hätte heute 
vermutlich zu anderen Ergebnissen geführt. Aber zum einen war die weitere Entwicklung in Richtung 
auf Datenkommunikation für alle Haushalte nicht absehbar und zum anderen waren tatsächlich die 
Kupferdoppelader und die analoge Telefonie eng verknüpft. 
 
Es ist betriebswirtschaftlich nachvollziehbar, dass die großen Betreiber bevorzugt in solchen 
Regionen Breitbandnetze ausbauen, in denen eine hohe Bevölkerungsdichte und möglichst viele 
Wohneinheiten je Anschluss eine schnelle Amortisation versprechen. Allerdings kann es 
gesellschaftlich nicht zufriedenstellen, wenn auf diesem Wege eine digitale Spaltung zwischen 
Gebieten mit schnellen und solchen mit langsamen Internetzugängen entsteht. 
 
Paradoxerweise haben die Fördermittel, die Kommunen finanziell bei der Bewältigung von 
Zuwendungen beim Ausbau in unterversorgten unterstützen sollen, in manchen Kommunen die 
digitale Spaltung vertieft. Wenn neben einem mit beispielsweise 3 Mbit/s knapp grundversorgten 
Gebiet ein anderes, unterversorgtes Gebiet von 1 Mbit/s auf 50 Mbit/s ausgebaut wird, dann wächst 
der Geschwindigkeitsunterschied zwischen beiden örtlich unmittelbar nebeneinander gelegenen 
Gebieten auf 47 Mbit/s!  
 
• Erweiterung des rechtlichen Rahmens für den NGA-Ausbau 
 

 Beihilferechtliche Voraussetzungen schaffen für Ausbau mit Zuwendungen auf alle 
Gebiete mit < 25 Mbit/s  

 
Die EU-Breitbandleitlinie unterscheidet zwischen Grundversorgung und NGA-Versorgung. 
Grundversorgung wird dabei wie folgt definiert: „Verschiedene technische Plattformen können als 
Netze der Breitbandgrundversorgung angesehen werden, u. a. ADSL-Netze (bis hin zu ADSL2+), 
herkömmliche Kabelnetze (z. B. DOCSIS 2.0), Mobilfunknetze der dritten Generation (UMTS) und 
satellitengestützte Systeme.“ NGA-Versorgung hingegen erfolgt über „Zugangsnetze, die vollständig 
oder teilweise aus optischen Bauelementen bestehen und die Breitbandzugangsdienste mit höherer 
Leistung ermöglichen als bestehende Netze der Breitbandgrundversorgung. Darunter versteht die 
Breitbandleitlinie glasfaserbasierte Zugangsnetze (FttX), hochleistungsfähige Kabelnetze (DOCSIS 
3.0) und auch hochleistungsfähige drahtlose Zugangsnetze (z.B. LTE).  
 
Im Bereich zwischen der Grundversorgung und dem NGA-Bereich, den „weißen NGA-Flecken“, ergibt 
sich auf nationaler Ebene politischer Handlungsbedarf. Auf Grundlage der Bundesrahmenregelung 
Leerrohre kann eine Kommune in NRW in diesen Gebieten zwar Leerrohre für den Ausbau einer 
NGA-Infrastruktur verlegen. Die Option zur Verlegung von Leerrohren kommt für viele Kommunen 
aber nicht in Betracht, entweder aus Kostengründen oder weil eine geeignete Infrastruktur-
Betreiberinstitution fehlt. Auf der Kostenseite sind für die Verlegung von einem Kilometer Leerrohr bei 
versiegelter Oberfläche durchschnittlich 100.000 € zu veranschlagen. 
 
Andere Möglichkeiten der NGA-Förderung sind einer Kommune in NRW nicht eröffnet bzw. nur sehr 
eingeschränkt möglich. Eine Breitbandförderung nach GAK etwa ist nur noch bis Ende 2013 möglich 
und findet ohnehin nur in unterversorgten Gebieten mit mehrheitlich weniger als 2 Mbit/s Anwendung. 
Möchte eine Kommune außerhalb der schmalen Anwendungsbereiche von BRRL oder GAK tätig 
werden und beispielsweise direkte Zuwendungen an Netzbetreiber in weißen NGA-Flecken 
gewähren, so muss sie den Weg der Einzelfallnotifizierung bei Europäischen Kommission wählen. 
Dieses Verfahren ist für eine einzelne Kommune in der Regel allerdings zu aufwändig.  
 
Vor diesem Hintergrund wäre vielen Kommunen damit gedient, wenn im Rahmen einer abstrakt 
generellen Notifizierung durch das Land ein Ausbau gegen Gewährung einer Zuwendung auch in 
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Regionen erlaubt würde, die mit mehr als als 2 Mbit/s versorgt sind. Der Bandbreitenbereich für eine 
solche Notifizierung könnte zwischen 2 und 25 Mbit/s  liegen und entspricht damit der in der 
Bundesrahmenregelung Leerrohre definierten Obergrenze. Hessen und Bayern haben bereits in 
anderen Fällen erfolgreich für ihre Länder abstrakt generelle Notifizierungen erwirkt. Auch für Kreise 
kann dies noch sinnvoll sein, wie das Beispiel aus Borken zeigt. Mit einer solchen abstrakt generellen 
Notifizierung muss kein zusätzliches Förderprogramm aufgegelegt werden. 
 
Selbst wenn die Notifizierung nicht mit Fördergeldern für den Ausbau unterlegt wäre, würde es den 
Kommunen die Möglichkeit zum Handeln geben. Unter Umständen lassen sich Deckungslücken aus 
dem Haushalt finanzieren, durch Spenden aus der Bevölkerung aufbringen oder durch 
Eigenleistungen reduzieren. Bei einem FttC-Ausbau wird sich aufgrund der Leitungsdämpfung im 
Kupferkabel zwar keine durchgängig identische Internetgeschwindigkeit erreichen lassen, wie dies in 
einem Koaxial- oder Glasfaser-Kabel möglich wäre, aber die starken Unterschiede im Gebiet einer 
Kommune könnten vermieden werden. 
 

 Erweiterung auf Neubaugebiete 
 

Ein national ungeregeltes Feld im Hinblick auf den Breitbandausbau findet man in Neubaugebieten 
und in Erschließungsflächen für Gewerbegebiete. Sofern kein Betreiber aufgrund eigener 
Überlegungen eine ausreichende Versorgung schafft, gibt (neben der aufwändigen 
Einzelfallnotifizierung bei der Kommission) nur die Bundesrahmenregelung Leerrohre eine 
verlässliche Grundlage für eigene Aktivitäten der Kommunen. Zum einen kann sich hier wieder die 
Kostenproblematik ergeben, wenn auch weniger im eigentlichen Ausbaugebiet als vielmehr im Anlauf 
zum letzten Übergabepunkt. Es ist auch keineswegs sicher, dass sich ein Betreiber zum Betrieb eines 
solchen passiven Anschlussnetzes finden lässt, wenn das Gebiet für sich gesehen zu klein ist, um 
einen eigenen Glasfaser-Knoten zu betreiben. Damit neuerschlossene Gebiete erfolgreich vermarktet 
werden können, ist eine ausreichende Internetgeschwindigkeit (derzeit bedeutet dies meist 
mindestens 16 Mbit/s) eine unerlässliche Voraussetzung. 
 
Damit eine Kommune in diesen Fällen nicht in einem unsicherem Graubereich eine Entscheidung 
treffen muss, wäre auch hier eine von der Kommission notifizierte, abstrakt-generelle Regelung auf 
Landesebene anzustreben. 
 

 Rechtliche Grundlage für Infrastruktur-Aufbau in Gebieten >25 Mbit/s 
 

Gebiete, die heute von einem Kabelnetzbetreiber oder mit VDSL versorgt sind, haben für den 
heutigen Bedarf eine für fast alle Anwendungen eine ausreichende Versorgung. Diese Aussage gilt 
sicher auch noch in fünf Jahren, in zehn Jahren könnte es durch das stetig steigende Datenvolumen 
eng werden für die bisherige Kupfer-Infrastruktur. Dabei ist es ohnehin bemerkenswert, welche 
Leistung zur Übertragung von hochfrequenten Signalen über die Kupferdoppelader heute realisiert 
wird. Dabei sollte die Kupferdoppelader ursprünglich nur analoge Telefonie-Signale übertragen. Aber 
mehr als 100 Mbit/s mit dem neuen Vectoring-Verfahren für VDSL wird kaum möglich sein und die 
entfernungsabhängige Dämpfung kann ebenfalls nicht umgangen werden. 
 
Somit wird in der Zukunft – vielleicht in zehn Jahren – der Zeitpunkt erreicht, an dem die bisherigen 
Medien nicht mehr ausreichen. Dann muss ein neues Anschlussnetz auf der Basis von Glasfaser-
Leitungen gebaut werden. Dies erfordert in erheblichem Maße Tiefbauarbeiten zur Verlegung von 
Mikro-Leerrohrnetzen. Die Kosten zur Verlegung von einem Kilometer Leerrohrtrasse liegen je nach 
Bodenklasse und sonstigen Bedingungen zwischen 100.000 und 150.000 Euro. Erfolgt die Verlegung 
unter Nutzung von Synergien gemeinsam mit anderen Tiefbauarbeiten, z.B. Sanierungsvorhaben im 
Versorgungsnetz, sinken die Grenzkosten auf ca. 10.000 Euro.  
 
Derzeit gibt es aber für den vorsorglichen Aufbau einer solchen passiven NGA-Infrastruktur keine 
adäquate Rechtsgrundlage. Auf Basis der Bundesrahmenregelung Leerrohre können nur solche 
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Gebiete mit Leerrohrnetzen versorgt werden, in denen die mehrheitliche Internetgeschwindigkeit 
unter 25 Mbit/s liegt. Somit wären alle Bereiche mit einer Kabelnetz- oder VDSL-Versorgung von 
einem Leerrohrnetz-Aufbau ausgenommen. Allenfalls Stadtwerke und Energieversorger können diese 
Beschränkung durch das Erfordernis der Zählerfernablesung bzw. der für den Betrieb von Smart-
Grids erforderlichen Steuernetze umgehen.  
 
Die Novellierung der Breitbandleitlinie im Januar 2013 stellen eine im Wesentlichen sinnvolle 
Weiterentwicklung mit einer eindeutigen Definition von NGA-Netzen mit mehr als 30 Mbit/s und mit 
ultraschnellen Breitbandnetzen mit mindestens 100 Mbit/s dar. Die gesetzten Randbedingungen einer 
Beschränkung auf Infrastrukturen und Vorleistungsprodukte ist ebenso zu begrüßen wie die 
Festschreibung offener Schnittstellen und das Bekenntnis zum Abbau der digitalen Spaltung 
zwischen gut und schwach versorgten Gebieten. 
 
Ein Schritt in die richtige Richtung ist die Eröffnung der Möglichkeit, Versorgungsunternehmen zu 
verpflichten. Auf diesem Wege kann ein passives Glasfaser-Anschlussnetz „organisch“ entstehen. 
Eine entscheidende Voraussetzung ist allerdings, dass es einen Infrastruktur-Betreiber der so 
entstehenden passiven Anschlussnetze gibt, der im Vorfeld eine qualifizierte Netzplanung 
erstellt. Die Anforderungen an ein gefördertes Netz besagen, dass eine „wesentliche Verbesserung“ 
erforderlich ist, mit „erheblichen neuen Möglichkeiten im Bereich der Breitbandversorgung und der 
Bandbreiten, der Geschwindigkeit und des Wettbewerbs“.  
 
Der Nachweis einer solchen wesentlichen Verbesserung gestaltet sich jedoch problematisch. 
Ausgehend von heutigen VDSL- oder Kabelnetzen dürfte es schwierig bis unmöglich sein, mit einem 
als passiver Infrastruktur geplantem Glasfaser-Anschlussnetz erhebliche neue Möglichkeiten zu 
generieren. Neue Anwendungen entstehen durch Diensteanbieter und wie das Beispiel des 
niederländischen Marktes zeigt, entstehen diese erst in der Folge vorhandener Netzinfrastrukturen. 
Ein Nachweis im Vorhinein kann daher als theoretisch angesehen werden. Da sowohl mit 
Kabelnetzen als auch demnächst mit Vectoring Anschlüsse mit mehr als 100 Mbit/s möglich sind, es 
derzeit aber keine Massenmarkt-Dienste gibt, die mehr als 50 Mbit/s benötigen, wird die Forderung 
nach einem Nachweis des Bedarfs an höheren Bandbreiten ins Leere laufen. Die einseitige Fixierung 
auf die Downstream-Geschwindigkeiten ist nicht ausreichend, um nachhaltige und zukunftssichere 
Anschlussnetze zu errichten. 
 
Als NGA-Netze sind gemäß Leitlinie u.a. VDSL- und rückkanalfähige Kabelnetze sowie mit 
Einschränkungen LTE-Netze zu verstehen. Die Definition von „schwarzen NGA-Flecken“ beschreibt 
ein Gebiet mit mindestens zwei NGA-Netzen auf der Basis unabhängiger Infrastrukturen. In diesen 
Gebieten ist staatliches Handeln nach der EU-Leitlinie nicht sinnvoll. Im Hinblick auf die aktuelle 
Bedarfslage und den Schutz der Investitionen der Netzbetreiber ist dies sicher zutreffend. Mit dieser 
Einschränkung sind allerdings auch ohne die Ziele des Landes NRW in den nächsten Jahren ca. 80% 
der Anschlüsse an NGA-Netze anschließbar (Anfang 2013 ca. 69,1%). Unter diesen 
Randbedingungen scheint es für Kreise, Kommune und Stadtwerke keine Möglichkeiten für 
einen vorsorglichen und investitionsschonenden Aufbau von Glasfaser-Anschlussnetzen zu 
geben. Hier besteht daher Nachbesserungsbedarf. Zwar öffnet die Leitlinie die Förderung für sog. 
ultraschnelle Breitbandnetze auch in „schwarzen NGA-Flecken“. Damit ist der FttH-Ausbau, also 
Glasfaser bis zum Endkunden, gemeint, der weit höhere Übertragungsgeschwindigkeiten als 100 
Mbit/s ermöglicht. Allerdings gilt für diese ultraschnellen Breitbandnetze die einschränkende 
Regelung, dass eine Förderung nur dann in Betracht kommt, wenn nicht damit zu rechnen ist, dass 
der Wettbewerb allein in naher Zukunft für ultraschnelle Netze sorgen wird. Dies führt zu einer 
undurchsichtigen Rechtslage.  Immerhin ermöglichen die Kabelnetze bereits heute im Downstream 
150 Mbit/s und Vectoring wird ab 2014 immerhin 100 Mbit/s ermöglichen. Insoweit wäre zu klären, ob 
diese Übertragungsraten bereits als ausreichende Marktlösung im Sinne der Breitbandleitlinie 
angesehen werden müssen bzw. welche Übertragungsraten mindestens erreicht werden müssen, um 
von „weit über“ 100 Mbit/s und damit von „ultraschnellen“ Netzen sprechen zu können.  
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In der Form der Förderung des Aufbaus von NGA-Netzen lässt die Richtlinie den Mitgliedsstaaten 
weitgehend freie Möglichkeiten, sofern die gesetzten Randbedingungen eines transparenten 
Verfahrens und der Nutzung von vorhandenen Infrastrukturen berücksichtigt werden. Bei der Auswahl 
eines Betreibers nach einem „wettbewerblichen Auswahlverfahren“ soll das „wirtschaftlich günstigste 
Angebot“ den Zuschlag erhalten. Im Vergleich zu den GAK-Bewertungskriterien in NRW erlaubt die in 
den Leitlinien gewählte Formulierung erheblich mehr Spielraum. Während in den GAK-Projekten die 
Höhe des Beihilfebetrages das durchschlagende Bewertungskriterium ist, wird für NGA-Projekte 
festgelegt, dass „derjenige Bieter, der bei vergleichbaren oder sogar identischen 
Qualitätsbedingungen den niedrigsten Beihilfebetrag beantragt, die der Gesamtbewertung seines 
Angebotes die meisten Prioritätspunkte erhalten“ soll. Auf diesem Wege können 
Rahmenbedingungen definiert werden, die tatsächlich das „wirtschaftlich günstigste“ und nicht wie 
bislang oft das „billigste“ Angebot den Zuschlag erhält. 
 
Für den vorausschauenden Aufbau von nachhaltig zukunftssicheren Breitband-Anschlussnetzen 
durch Kommunen, Kreise oder Stadtwerke (unter Nutzung von Synergien mit anderen 
Tiefbaumaßnahmen) sollte eine generelle rechtliche Grundlage geschaffen werden. Die neuen EU-
Leitlinien über staatliche Beihilfen für den Breitbandausbau sind hierfür nicht ausreichend bzw. 
enthalten Risiken für die Kommune, die in einem Rechtsstreit mit Netzbetreibern münden können, die 
die eigene Infrastruktur möglicherweise entwertet sehen. Die über einen Zeitraum von ca. 10 Jahren 
nur schwer vorhersehbare Nachfrageentwicklung nach Diensten, die ein qualitative Verbesserung 
bringen, bietet eine offene Flanke. Besser wäre eine für Kommunen und Kreise einfach zu 
handhabende Regelung, die unabhängig von der bestehenden Versorgungssituation mit NGA-Netzen 
gilt, z.B. in folgender Form: 
 

Sofern es im geplanten Versorgungsgebiet noch kein passives Anschlussnetz zur 
Anbindung aller Haushalte mit einer Glasfaser-Leitung gibt und es keine Planung eines 
privatwirtschaftlichen Unternehmens hierzu gibt mit einer Umsetzung innerhalb von 
beispielsweise fünf Jahren, ist die Kommune berechtigt, ein derartiges Anschlussnetz 
mit oder ohne Fasern bis zum Hausanschluss zu errichten. Die Kommune ist 
verpflichtet, das Netz auf der Grundlage eines transparenten Verfahrens an einen 
Netzbetreiber zu vermieten, der sich die Regeln eines offenen Netzzugangs einhält 

 
 Die Anforderungen der Bundesrahmenregelung Leerrohre könnten dabei als Grundlage dienen, eine 
öffentliche Ausschreibung zur Vermietung der passiven Infrastruktur und die Forderung nach offenen 
Zugangsmöglichkeiten für interessierte Dienstebetreiber sollte auf jeden Fall gelten. Ohne eine 
derartige Regelung steht allerdings zu befürchten, dass in ca. zehn Jahren die Kapazitäten der 
derzeitigen NGA-Netze ausgeschöpft sind und neue Infrastrukturen mit staatlichen Investitionen im 
hohen zweistelligen Milliardenbereich geschaffen werden müssen. 
 
Zur Schaffung von Investitionssicherheit sollte die Möglichkeit zur Vergabe einer Konzession für den 
Aufbau und Betrieb eines Glasfaser-Anschlussnetzes an einen Infrastrukturbetreiber geprüft werden 
(siehe Stellungnahme zu Frage 2). 
 

 Verbindliches Regelwerks zur Leitungs-Verlegung 
 

Bei der Verlegung von Leerrohren kann sich zwischen Infrastrukturbetreiber, Tiefbauunternehmen 
und der genehmigenden Behörde Diskussionsbedarf darüber ergeben, wie tief ein Leerrohr zu 
verlegen ist und wie die Verfüllung zu erfolgen hat. Ein Beispiel ist die Unstimmigkeit zwischen der 
Deutschen Telekom und der Stadt Witten, ob eine Frostschutzschicht zwischen Leerrohr und 
Oberfläche von 0,15 Meter ausreichend ist, oder ob es doch 0,40 Meter sein sollten. In Witten hat 
diese Diskussion dazu geführt, dass nur ein Teil der Kunden, die einen Vorvertrag geschlossen 
haben, tatsächlich einen Glasfaseranschluss erhalten. Auch im Kreis Heinsberg gab es offensichtlich 
mehrfach Diskussionen darüber, wie die Verlegung zu erfolgen hat. Hier herrscht auf der einen Seite 
Unsicherheit bei den genehmigenden Tiefbauämtern und ein wirtschaftliches Interesse der 
Infrastrukturbetreiber auf der anderen Seite.  
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Die Erwähnung und Genehmigung von Microtrenching im TKG reicht an dieser Stelle nicht aus. Die 
Telekom verwendet bislang ein umfassendes Regelwerk mit dem Titel „Zusätzliche 
Vertragsbedingungen der Telekom für Bauleistungen am Telekommunikations-Netz Teil 10: Tiefbau“. 
Eine generelle Regelung der Verlegung von Leerrohr-Infrastruktur für NGA-Netze durch die 
Landesregierung könnte den Beteiligten Rechtssicherheit geben und vermeidet langwierige 
Diskussionen. Für Infrastrukturbetreiber ergäbe sich hiermit zudem eine höhere Planungssicherheit, 
da die Kosten entsprechend der Vorgaben kalkuliert werden können. 
 

 Übertragung des Wegerechts für NGA-Aufbau auf allen Landesstraßen 
 
Wenn Kreise, Kommunen oder kommunale Unternehmen sich für den Aufbau von passiven NGA-
Netzen einsetzen, sollte der bürokratische und wirtschaftliche Aufwand nach Möglichkeit gering 
gehalten werden. Um entlang von Landesstraßen Leerrohre zu verlegen, ist in NRW eine 
Genehmigung des Landesbetriebes Straßen.NRW erforderlich. Für den Aufbau von 
Telekommunikationsnetzen ist hierfür die Übertragung des Wegerechts durch die Bundesnetzagentur 
eine Voraussetzung. Zur Genehmigung der Wegerechts-Übertragung wird dann wiederum ein 
Geschäfts- und Investitionsplan sowie ein Leistungs- und Zuverlässigkeitsnachweis benötigt.  
 
Sind diese Voraussetzungen geschafft, wird für die Nutzung der benötigten Trassen eine 
Konzessionszahlung fällig. Es ist nachvollziehbar, dass der Straßenbau erhebliche Mittel benötigt, 
aber es erscheint nicht sinnvoll, hierfür Mittel von Institutionen zu holen, die ebenfalls eine wichtige 
Infrastruktur errichten. Erschwerend kommt beim Aufbau der Breitband-Infrastruktur hinzu, dass 
mögliche Einnahmen aus der Vermietung der Infrastruktur erst Jahre später zu erwarten sind, 
Konzessionszahlungen sind aber von Anfang an fällig. 
 
Vor diesem Hintergrund sollten öffentliche Institutionen und Unternehmen, die vorsorglich Breitband-
Infrastrukturen über einen längeren Zeitraum errichten, ein Wegerecht auf allen öffentlichen Flächen 
erhalten ohne ein für privatwirtschaftliche Unternehmen sinnvolles aufwändiges Antragsverfahren mit 
Nachweis von Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit zu erfordern und möglichst ohne zusätzliche 
Kosten für den Zeitraum ohne Umsatzrückflüsse aus der Vermietung,.  
 
 
 
Frage 14:“ Inwieweit ist die Implementierung einer eigenen Breitbandstrategie 
bzw. NGA-Strategie von wesentlicher Bedeutung?“ 
 
Um Ziele umzusetzen, ist die Aufstellung einer Strategie unerlässlich. Da Netzbetreiber als 
privatwirtschaftlich aufgestellte Unternehmen eigene Ziele verfolgen, die nicht zwangsläufig mit Zielen 
der Daseinsvorsorge und der Vermeidung einer digitalen Spaltung einhergehen, sollte das Land 
zwingend eine eigene Strategie aufstellen, die konkrete Maßnahmen für die Umsetzung mit 
Meilensteinen und einem Zeitplan enthält. Ohne eigene Strategie wird eine Zielerreichung abhängig 
von einer eher zufälligen Zielkoinzidenz der Netzbetreiber.  
 
Gerade der Strategiewechsel der Deutschen Telekom vom Ausbau der Glasfaserhausanschlüsse von 
2010 zu einem Vectoring-Ausbau über die vorhandene Kupferdoppelader in 2013 zeigt, dass 
betriebswirtschaftliche Änderungen auch Ausbauziele und die Strategie verändern. 
 
 
 
Frage 15: „Sehen Sie konkreten Anlass, dass Angebot von Breitband.NRW 
zu verbessern?“ 
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Breitband.NRW bietet heute eine umfangreiche Informationsplattform, die zu vielen Fragen um den 
Breitbandausbau ausführliche Antworten liefert. Die Plattform ist im Vergleich zu anderen Portalen 
übersichtlich und nutzerfreundlich. Eine wichtige Aufgabe von Breitband.NRW ist die Bündelung aller 
Markterkundungs- und Auswahlverfahren in NRW. Das Informationsangebot wird durch regelmäßige 
Newsletter ergänzt. Die zusätzliche Aufgabe der Durchführung von allgemeinen 
Informationsveranstaltungen in der Fläche kann nur wenig Wirkung zeigen und ist als Instrument im 
Hinblick auf die Reifephase des Breitbandthemas dagegen kritisch zu betrachten. Anstelle 
allgemeiner Breitbandveranstaltungen sollten spezifische Informationsveranstaltungen gemeinsam 
mit interessierten Kommunen entwickelt werden. 
 
Breitband.NRW ersetzt heute aufgrund von zu knappen Ressourcen und fehlenden Kompetenzen 
kein Breitband-Kompetenzzentrum für NRW. Im Vergleich zu den Aktivitäten entsprechender 
Institutionen in anderen Ländern verfügt Breitband.NRW über zu geringe Ressourcen, um 
wirkungsvoll über die Informationsaufbereitung hinaus agieren zu können. Eine vertiefende 
Beratungsfunktion für Kreise und Kommune über allgemeine Erstgespräche hinaus kann 
Breitband.NRW mit den vorhandenen Ressourcen heute ebenfalls nicht wahrnehmen. Anders als 
beispielsweise in Hessen oder Bayern fehlen in NRW regional tätige Breitbandberater, die eng mit 
den Breitbandkoordinatoren der Kreise zusammenarbeiten und insbesondere im Hinblick auf die 
beihilferechtlichen und prozessualen Abläufe unterstützen. 
 
Insbesondere für die zu Frage 13 genannten Aspekte kann Breitband.NRW heute keine Lösungen 
liefern. Dabei wäre durchaus möglich, Breitband.NRW zu einem Breitband Kompetenzzentrum zu 
erweitern und die derzeit fehlende technische und juristische Kompetenz aufzubauen sowie die 
Beratungsleistung so zu gestalten, dass die Durchführung und aktive Begleitung von Modellprojekten 
ermöglicht wird.  
 
 
 
Frage 16: Wie bewerten Sie das Breitbandprogramm der NRW.Bank? 
 
Das Finanzierungsangebot der NRW.Bank ist grundsätzlich gut geeignet, um den langfristig 
angelegten und mit hohen Investitionen verbundenen Infrastrukturausbau mit Leerrohrnetzen auf der 
Basis von Microducts bis zum Hausanschluss zu finanzieren.  
 
Die Wirtschaftlichkeit entsprechender Vorhaben bei langfristigen Amortisationszeiten im Bereich von 
15 bis 20 Jahren wird belegt durch die Aktivitäten der Deutschen Glasfaser GmbH 
(Tochterunternehmen der niederländischen Reggeborgh B.V.) in den Kreisen Borken, Heinsberg, 
Viersen und Coesfeld. 
 
Das Geschäftsmodell eines NGA-Infrastrukturbetreibers ähnelt demjenigen einer Projektgesellschaft 
zur Errichtung und dem Betrieb von Gewerbeimmobilien und ist gekennzeichnet durch hohe 
Anfangsinvestitionen bei langen Amortisationszeiten, eher geringen Renditen aber langfristiger 
Nutzung. Zu diesem Geschäftsmodell passt das Angebot der NRW.Bank sehr gut. 
 
Wenn ein kommunales Unternehmen, z.B. ein Stadtwerk, in das Geschäft als NGA-
Infrastrukturbetreiber einsteigen will und Mittel der NRW.Bank nutzen will, wird allerdings eine 
Bürgschaft des Gesellschafters, in diesem Fall also der Kommune erforderlich. Hierdurch ergibt sich 
eine erhebliche Einschränkung für die Beantragung entsprechender Finanzierungsmittel. Eine 
Landesbürgschaft für die Finanzierung würde den Kreis der potenziellen Nutzer vermutlich deutlich 
erweitern. 
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Frage 17: „Wie bewerten Sie die neuen Leitlinien der EU für die Vergabe von 
staatlicher Beihilfe beim Breitbandausbau im Hinblick auf die derzeitige 
Förderung in NRW? Inwiefern müsste die Förderung angepasst werden und 
welche neuen Chancen sehen Sie?“ 
  
Die Leitlinien der EU für die Anwendung der Vorschriften über staatliche Beihilfen im Zusammenhang 
mit dem schnellen Breitbandausbau (2013/C 25/01) stellen eine im Wesentlichen sinnvolle 
Weiterentwicklung mit einer eindeutigen Definition von NGA-Netzen mit mehr als 30 Mbit/s und mit 
ultraschnelle Breitbandnetze mit mindestens 100 Mbit/s dar. Die Leitlinie kann allerdings durch ihre 
Festlegung auf Geschwindigkeitsraten anstatt auf Nachhaltigkeit den Ausbau von 
Glasfaseranschlussnetzen durch Nutzung von Synergien erheblich beinträchtigen oder gar 
verhindern. Die gesetzten Randbedingungen einer Beschränkung auf Infrastrukturen und 
Vorleistungsprodukte ist ebenso zu begrüßen wie die Festschreibung offener Schnittstellen und das 
Bekenntnis zum Abbau der digitalen Spaltung zwischen gut und schwach versorgten Gebieten. 
 
Ein Schritt in die richtige Richtung ist die Eröffnung der Möglichkeit (29), Versorgungsunternehmen zu 
verpflichten. Auf diesem Wege kann ein passives Glasfaser-Anschlussnetz „organisch“ entstehen. 
Eine entscheidende Voraussetzung ist allerdings, dass es einen Infrastruktur-Betreiber der so 
entstehenden passiven Anschlussnetze gibt, der im Vorfeld eine qualifizierte Netzplanung 
erstellt. 
 
Die Anforderungen an ein gefördertes Netz (51) besagen, dass dieses eine „wesentliche 
Verbesserung“ bringt mit „erheblichen neuen Möglichkeiten“ auf dem Markt. Ausgehend von heutigen 
VDSL- oder Kabelnetzen dürfte es schwierig bis unmöglich sein, mit einem als passiver Infrastruktur 
geplantem Glasfaser-Anschlussnetz erhebliche neue Möglichkeiten zu generieren. Neue 
Anwendungen entstehen durch Diensteanbieter und wie das Beispiel des niederländischen Marktes 
zeigt, entstehen diese erst in der Folge vorhandener Netzinfrastrukturen. Ein Nachweis im Vorhinein 
kann daher als theoretisch und unpraktikabel angesehen werden. 
 
Als NGA-Netze sind gemäß Leitlinie u.a. VDSL- und rückkanalfähige Kabelnetze sowie mit 
Einschränkungen LTE-Netze zu verstehen. Die Definition von „schwarzen NGA-Flecken“ (77) 
erfordert mindestens zwei NGA-Netzen mit voneinander unabhängigen Infrastrukturen. In diesen 
Gebieten ist nach (72) staatliches Handeln nicht sinnvoll. Im Hinblick auf die aktuelle Bedarfslage und 
den Schutz der Investitionen der Netzbetreiber ist dies verständlich. Mit dieser Einschränkung sind 
allerdings auch ohne die Ziele des Landes NRW in den nächsten Jahren ca. 80% der Anschlüsse an 
NGA-Netze anschließbar (aktuell ca. 69,5%). Unter diesen Randbedingungen scheint es für 
Kreise, Kommune  und Stadtwerke keine Möglichkeiten für einen vorsorglichen und 
investitionsschonenden Aufbau von Glasfaser-Anschlussnetzen zu geben. Hier besteht daher 
Nachbesserungsbedarf. Zwar öffnet die Leitlinie die Förderung für ultraschnelle Breitbandnetze über 
die Regelung der „schwarzen NGA-Flecken“ in (77) hinaus unter 3.6 (82), allerdings ist hier unklar, ob 
tatsächlich Netze mit nachhaltiger Technologie gemeint sind. Immerhin ermöglichen die Kabelnetze 
bereits heute im Downstream 150 Mbit/s und Vectoring wird ab 2014 immerhin 100 Mbit/s 
ermöglichen. Ein mögliches Kriterium für die Förderung ultraschneller Netze ist (83), dass „bei 
bestehenden oder geplanten NGA-Netzen ... die Glasfaserleitungen nicht bis zu den Räumlichkeiten 
des Endkunden reichen.“  
 
In der Form der Förderung des Aufbaus von NGA-Netzen lässt die Richtlinie den Mitgliedsstaaten 
weitgehend freie Möglichkeiten, sofern die gesetzten Randbedingungen eines transparenten 
Verfahrens und der Nutzung von vorhandenen Infrastrukturen berücksichtigt werden. Bei der Auswahl 
eines Betreibers nach einem „wettbewerblichen Auswahlverfahren“ (78c) soll das „wirtschaftlich 
günstigste Angebot“ (78d) den Zuschlag erhalten. Im Vergleich zu den GAK-Bewertungskriterien in 
NRW erlaubt die in den Leitlinien gewählte Formulierung erheblich mehr Spielraum. Während in den 
GAK-Projekten die Höhe des Beihilfebetrages das durchschlagende Bewertungskriterium ist, wird für 
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NGA-Projekte festgelegt, dass „derjenige Bieter, der bei vergleichbaren oder sogar identischen 
Qualitätsbedingungen den niedrigsten Beihilfebetrag beantragt, die der Gesamtbewertung seines 
Angebotes die meisten Prioritätspunkte erhalten“ soll. Auf diesem Wege können 
Rahmenbedingungen definiert werden, die tatsächlich das „wirtschaftlich günstigste“ und nicht wie 
bislang oft das „billigste“ Angebot den Zuschlag erhält. 
 
Für den vorausschauenden Aufbau von nachhaltig zukunftssicheren Breitband-
Anschlussnetzen unter Nutzung von Synergien mit anderen Tiefbaumaßnahmen sollte eine 
generelle rechtliche Grundlage geschaffen werden. Die neuen EU-Leitlinien über staatliche 
Beihilfen für den Breitbandausbau sind hierfür nicht ausreichend. Die Anforderungen der 
Bundesrahmenregelung Leerrohre könnten dabei durchaus als Grundlage dienen, eine öffentliche 
Ausschreibung zur Vermietung der passiven Infrastruktur und die Forderung nach offenen 
Zugangsmöglichkeiten für interessierte Dienstebetreiber sollte auf jeden Fall gelten. Ohne 
verbindliche Regelungen steht zu befürchten, dass in ca. zehn Jahren die Kapazitäten der derzeitigen 
NGA-Netze ausgeschöpft sind und neue Infrastrukturen mit staatlichen Investitionen im hohen 
zweistelligen Milliardenbereich geschaffen werden müssen. 
 
 
 
Frage 18: „Halten Sie die derzeitige Förderkulisse, Förderbedingungen und 
das Fördervolumen in NRW auch über 2013 hinweg für ein geeignetes 
Instrument, um standortbedingte Nachteile in ländlichen Regionen zu 
verbessern?“ 
 
Die Nutzung von Förderprogrammen (GAK und RWP) zur Herstellung der Grundversorgung in 
unterversorgten Gebieten gemäß Förderleitfaden stellt einen nicht unerheblichen Aufwand für die 
Kommune dar. Steht kein eigener Breitbandkoordinator zur Verfügung wird in vielen Fällen ein 
externes Planungsbüro hinzugezogen. Der Gesamtprozess (siehe nachfolgende Graphik) dauert bis 
zur Inbetriebnahme in der Regel mindestens zwei Jahre. 
 
Die derzeitige Förderung mit ELER-Mitteln ist zur Herstellung der Grundversorgung geschaffen 
worden für Fälle, in denen in unterversorgten Gebieten mit mehrheitlich weniger als 2 Mbit/s 
Marktversagen gegeben ist. In NRW sind mittlerweile die überwiegende Mehrzahl der Fälle mit oder 
ohne Förderung ausgebaut worden, in denen ein wirtschaftlicher Betrieb möglich ist. Übrig bleiben die 
ca. 5% der Anschlüsse, die in dünn besiedelten Regionen mit typischerweise langen Anlaufwegen 
kein wirtschaftlicher Betrieb möglich ist. Ein leitungsgebundener Ausbau kommt in solchen Fällen 
auch zukünftig eher durch bürgerschaftliche Eigeninitiative zustande, als durch Fördermittel. 
 
Schon in den letzten Jahren ergeben sich für solche Siedlungslagen Deckungslücken über 1.500 
Euro pro unterversorgten Anschluss, so dass die Angemessenheit eines solchen Ausbaus infrage 
gestellt werden muss.  
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Für diese Gebiete kommt als Überbrückungslösung fallweise Mobilfunk (LTE) oder in jedem Fall 
Satelliten-DSL als gegebene Technologie in Betracht. Dass auch ein Ausbau in Eigenleistung der 
betroffenen Anwohner möglich ist, zeigt das Beispiel Hamminkeln-Loikum. Hier haben Betroffene eine 
Initiative gegründet und in Eigenleistung Leerrohre vom Siedlungskern bis zum Hausanschluss 
verlegt. Eine öffentliche Förderung ist daher für die verbleibenden unterversorgten Gebiete nicht 
zielführend. Ähnlich wie in Hessen sollte eine Beendigung der Grundversorgungsförderung und ein 
Fokus auf die Unterstützung von NGA-Vorhaben im Sinne der Schaffung von Glasfaser-
Anschlussnetzen beschlossen werden. Ein Teil der unterversorgten Ortsteile wird voraussichtlich im 
Rahmen des Vectoring-Ausbaus der Deutschen Telekom mitversorgt werden, wenn aus Synergien-
Gründen Ortsnetze komplett umgerüstet werden.  
 
Zukünftig sollte die finanzielle Förderung sich verstärkt auf den Aufbau nachhaltiger Glasfaser-
Anschlussnetze fokussieren. Gefördert werden könnten dabei anteilige Personalkosten für einen 
Breitbandkoordinator während der ersten Jahre sowie die Erstellung eines Masterplans bei 
nachgewiesener Einrichtung einer Infrastruktur-Betreibergesellschaft. 
 
 
 
Frage 19:  „Wie bewerten Sie die Vectoring-Technologie?“ 
 
• Zusammenfassende Betrachtung 
 

 Technologie 
 
 +     Steigerung der verfügbaren Bandbreiten ohne Neuverlegung von Anschlussnetzen 
 +     Optimale Nutzung der „alten“ Kupferdoppelader 
 +     Verlängert die Übergangszeit zum Aufbau von Glasfasernetzen 
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- Dämpfung bleibt aus physikalischen Gründen weiter ein Problem (siehe nachfolgende 
Graphik) 

- Keine Perspektive für symmetrische Bandbreiten 
- Kein Ersatz für ein nachhaltiges Glasfaser-Anschlussnetz 

 
 

 
 Perspektive der Deutschen Telekom (Mutmaßung) 

 
 +     Investitionen wohl überwiegend aus Einsparungen von Betriebskosten bei  
  Abschaltung des analogen Netzes zu finanzieren 
 +    Verbesserung der Wettbewerbsposition gegenüber den Kabelnetzbetreibern mit  
  DOCSIS3.0) 
 + Bessere Rendite als beim Ausbau von Glasfasernetzen 

- Ausbau von Glasfaser-Anschlussnetzen wird in die Zukunft verschoben 
 

 Perspektive der Kommunen 
 
 + Ausbau ganz ohne oder mit in der Regel deutlich niedrigeren Zuwendungen als  
  bislang 
 + meist flächendeckender Ausbau innerhalb eines Vorwahlbereichs und somit eine  
  geringere digitale Spaltung als bei Breitbandprojekten zur Grundversorgung 
 - eigene Aktivitäten von Kommunen und Stadtwerken werden durch eine kurzfristig  
  wirkende Verringerung des Kundenpotenzials behindert, Amortisationszeiten  
  verlängern sich 
 - Kommunen verzichten auf eigene Aktivitäten zum Ausbau von Leerrohr- 
  Anschlussnetzen und verschieben die Umsetzung in die Zukunft. Dies erhöht das  
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  spätere Investitionsvolumen voraussichtlich erheblich bis auf das Zehnfache bei einer  
  geplanten Mitverlegung 
 

 Marktsicht 
 
 + zusätzlicher Schub für die Erhöhung der Anschlüsse mit mehr als 50 Mbit/s 

- Begrenzung der Möglichkeiten von Wettbewerbern zur Nutzung von Infrastrukturen 
- Die Einrechnung von Synergien durch die Abschaltung des analogen Netzes ist nur 

für die Deutsche Telekom möglich, kaum für Wettbewerber 
- Aktivitäten für ein breites Wettbewerbsangebot mit schnellen Internetzugängen 

werden eher gebremst, da die Amortisation erschwert wird 
     
• Zielwechsel bei der Deutschen Telekom 
 
Die Deutsche Telekom hatte 2010 als Ziel für 2012 kommuniziert, 10% der Haushalte mit 
Glasfaserhausanschlüssen (FttH) auszubauen. Anstatt der geplanten 4 Millionen Anschlüssen 
wurden es nicht mehr als 200.000, die zu gerade 25% tatsächlich aktiv genutzt werden. Bei diesen 
schlechten Werten ist es verständlich, dass sich die Deutsche Telekom aus dem Ausbau mit FttH 
(Fiber-to-the-Home) offensichtlich weitgehend zurückzieht. Während die Deutsche Telekom sich mit 
dem FttH-Ausbau auf dicht besiedelte Kernstadtbereiche konzentriert hat, die überwiegend bereits 
von Kabelnetzbetreibern versorgt werden, hat die Deutsche Glasfaser, ein Tochterunternehmen der 
niederländischen Reggeborgh, ihren Ausbau gerade in dünn besiedelten ländlichen mit schlechter 
Breitbandversorgung begonnen. Obwohl bisher häufiger argumentiert wurde, dass sich unter diesen 
Bedingungen ein Breitbandausbau wirtschaftlich nicht lohnt, beweisen die Aktivitäten in den Kreisen 
Borken, Coesfeld, Viersen und Heinsberg, dass gerade hier doch Bedarf besteht. In einer Reihe von 
Ortsteilen konnten Vorvertragsquoten von 55 bis deutlich über 80% realisiert werden. Vermutlich 
benötigt nicht jeder der neuen Kunden einen Internetzugang mit symmetrischen 100 Mbit/s, aber 
ohne eine qualifizierte Alternative mit schnellen Zugängen wird das Angebot der Deutschen Glasfaser 
gerne wahrgenommen. Sobald aber Bereiche mit einer besseren Versorgung von über 10 Mbit/s 
bearbeitet werden, sinkt die Akzeptanz signifikant bis auf unter 10% und entspricht damit wieder den 
Werten, die auch die Deutsche Telekom in ihren „Giganetz“ FttH-Vorhaben erreicht. 
 
Betriebswirtschaftlich macht der jetzt beschlossene VDSL-Ausbau auf der Basis der „Vectoring“-
Technologie mit bis zu 100 Mbit/s im Downstream durchaus Sinn. Zum einen ist der Ausbau im 
Vergleich zum FttH-Ausbau mit deutlich geringeren Investitionen möglich. Zum anderen ermöglicht 
der Vectoring-Ausbau die Abschaltung des alten und bisher parallel betriebenen analogen Netzes. So 
kann der Vectoring-Ausbau in hohem Maße durch Einsparungen bei den Betriebskosten finanziert 
werden und erhöht die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den Kabelnetzbetreibern. Da in einem 
Ortsnetz bei Vectoring das gesamte Netz ausgebaut und fast alle Kabelverzweiger mit Glasfaser 
angeschlossen werden müssen, ergibt sich für die Kommunen der Vorteil, dass die Versorgung 
innerhalb des Ortsnetzes wesentlich homogener wird als bei dem bisherigen VDSL2-Ausbau. 
 
• Negative Auswirkungen von Vectoring in der Zukunft absehbar 
 
Die Kehrseite beim Vectoring-Ausbau ist, dass DSL-Netze auf diesem Wege wieder in erheblichem 
Maße re-monopolisiert werden. Wettbewerber haben nur unter engen Auflagen die Möglichkeit, 
selber mit tätig zu werden. Bei einer Ausschreibung durch Kommune  und Kreise geraten 
Wettbewerber der Deutschen Telekom in eine schwierige Position, da sie keine Synergie-Effekte 
durch die Abschaltung des analogen Netzes entgegensetzen können und somit in der Kalkulation 
kaum wettbewerbsfähig anbieten können. Aktivitäten von Kommunen und Kreisen, die sich selber 
zum Aufbau von passiven NGA-Netzen entschlossen haben, werden unter Umständen erheblich 
beeinträchtigt, da die erwarteten Kundenpotenziale in schwach versorgten Regionen in bedeutendem 
Maße wegbrechen. Der weitere Glasfaser-Ausbaus zur Erzielung einer mittelfristig leistungsstarken 
Breitband-Infrastruktur wird voraussichtlich massiv eingebremst und die nachhaltige 
Zukunftssicherheit zugunsten einer kurzfristigen Verbesserung der Versorgungslage gefährdet. 
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Erweist sich die Prognose als richtig, dass mittelfristig kein Weg an Glasfaser vorbei führt, dann 
kommen erhebliche Investitionen auf die Kommunen zu, die heute keine Vorsorge schaffen. Die 
Investitionen für die Erstellung eines Hausanschlusses liegen je nach Randbedingungen, wie der 
Länge zwischen den Häusern. Der Bodenklasse und der Verlegetiefe zwischen 1.500 und 4.000 
Euro. Es lässt sich leicht hochrechnen, welche Belastungen auf eine Mittelstadt zukommen. Bei 
25.000 Haushalten und einem Durchschnittsinvest von 2.500 Euro wären aus dem Haushalt über 62 
Millionen Euro zu finanzieren! 
 
Bei einem vorausschauenden Handeln und einer koordinierten Mitverlegung in Verbindung mit 
anderen Tiefbaumaßnahmen lassen sich die Kosten bis auf ein Zehntel senken. Dann muss man 
allerdings auch eine Zeitspanne von 10 bis 15 Jahren einplanen, bis das Stadt- oder Gemeindegebiet 
weitgehend flächendeckend ausgebaut ist. In dieser Zeit ergeben sich allerdings auch keine 
Einnahmen aus dem entstehenden Netz. Dafür liegen die jährlichen Investitionen bei unter 0,6 
Millionen Euro. 
 
 
 
Frage 20: „Welcher Prozentsatz der Orte in NRW wird bis zu welchem 
Zeitpunkt mit mindestens 16 Mbit/s bzw. mindestens 50 Mbit/s ausgestattet 
sein?“ 
 
Die heutige Versorgung des Landes mit Anschlüssen über 50 Mbit/s kann im Breitbandatlas des 
BMWi abgerufen werden (siehe nachfolgende Graphik). Derzeit dürften ca. 69% der Haushalte in 
NRW Bandbreiten mit mindestens 50 Mbit/s nutzen können, überwiegend aufgrund der Versorgung 
durch die Kabelnetze von Unitymedia. 
 
Ohne eine valide Breitband-Strategie des Landes kann diese Frage nur durch die Netzbetreiber 
beantwortet werden. Der erreichte Ist-Zustand kann dann vom TÜV-Rheinland ausgewertet werden. 
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Quelle: Auszug aus dem Breitbandatlas des BMWi, 05.2013 

 
 
Ebenso problematisch wie die Verfügbarkeit von schnellen Internetzugängen ist bislang die 
Nutzungsquote. Nach eigenen Schätzungen liegt die Nutzung von Anschlüssen (die so genannte 
„Take-up Rate“) mit mindestens 50 Mbit/s in entsprechend ausgebauten Gebieten bei ca. 20%! Hier 
ist Aufklärung über Nutzungsmöglichkeiten und die Entwicklung von Breitbandanwendungen 
erforderlich. Gerade in den Bereichen eGovernment, Bildung, Gesundheit etc. Auch können 
mittelständische Unternehmen motiviert werden, eigene Dienste über offene Schnittstellen 
anzubieten. In den Niederlanden haben mittelständische Unternehmen, aber auch Institutionen und 
Vereine in den letzten Jahren viele, teils nur regional relevante Dienste entwickelt und angeboten. Mit 
der Breite des Angebots für kleinere Zielgruppen wird auch die Nutzung ansteigen. 
 
 
 
Frage 21: „Wie können unterversorgte Gebiete, wie ländliche Regionen oder 
Stadtränder, in denen sich ein Netzausbau für kommerzielle Anbieter oft nicht 
lohnt, an ein zeitgemäßes Breitbandnetz angeschlossen werden?“ 
 
Die Breitbandanbindung kann auf unterschiedlichem Wege erfolgen. Fast immer möglich ist die 
Nutzung von Satelliten-DSL über den Ka-Band Satelliten. Hierfür sind keine Investition von Seiten der 
Kommune und keine zusätzliche Infrastruktur erforderlich. 
 
Andere Alternativen setzen das Engagement und manchmal auch der Einwohner voraus. Oft hilft eine 
Motivation von Netzbetreibern durch Aufbereitung von Informationsmaterial und Unterstützung bei der 
Standortsuche und bei der Beschaffung von Genehmigungen. Fallweise können Zuwendungen zum 
Ausgleich einer Deckungslücke gewährt werden, sofern dies beihilferechtlich zulässig ist.  
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Die Verlegung von Leerrohren zur Zuführung der Bandbreite (in der Regel bis zum Kabelverzweiger) 
nach der Bundesrahmenregelung für Leerrohre senkt die Investitionskosten eines Netzbetreibers 
erheblich und kann helfen, eigentlich unwirtschaftliche Gebiete zu erschließen. 
 
Falls der Aufbau und Betrieb von Outdoor-DSLAMs aufgrund von zu niedrigen Einwohnerzahlen nicht 
rentabel ist, können Funklösungen als Alternative genutzt werden oder es wird durch die Kommune 
und gegebenenfalls die Einwohner in Eigenleistung ein Anschlussnetz mit Microduct-Leerrohren 
verlegt. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass Planungen und Baumaßnahmen erst dann begonnen 
werden, wenn ein Netzbetreiber zur Beleuchtung und zur Einbringung von Diensten gefunden wurde. 
Eine Ausnahme hiervon ist die langfristige Verlegung von Leerrohrnetzen im Beilauf mit anderen 
Tiefbaumaßnahmen. 
 
Eine Alternative für Gebiete, in denen sich keine privatwirtschaftliche Lösung umsetzen lässt, wäre 
eine landeseigene Infrastrukturgesellschaft, die passive Netze für Glasfaser-Anschlüsse errichtet und 
sich später aus den Mieteinnahmen von Netzbetreibern refinanziert. 
 

 
 
Die Aufgaben in Verbindung mit einer Verbesserung der Breitbandversorgung lassen sich in drei 
Blöcke unterteilen: 
 
• Einrichtung eines Breitbandbeauftragten 

 Schaffung einer (für Mittelstädte ausreichenden) Teilzeit-Stelle für einen 
Breitbandbeauftragten 

 Organisatorische Zuordnung in der Verwaltung 
  und Benennung des Breitbandbeauftragten  

 



 

S T Z - C O N S U L T I N G  G R O U P  
Strategie – Transformation – Zusammenarbeit 

„Beratung vom Unternehmer für Unternehmen und Kommunen“ 
 

 

 
 

    STZ-Consulting Group                                                  29.08.13 
Strategie – Transformation - Zusammenarbeit  

www.stz-consulting.de 
http://stz-consulting.mydesignblog.de 

 
 

25 

• Analyse des verbleibenden kurzfristigen Bedarfs und Erarbeitung von Lösungs-
Optionen 
 

 Ermittlung der aktuellen Bedarfe in den derzeit unter- oder schwach 
versorgten Wohngebieten sowie in den Gewerbegebieten durch eine 
Bedarfsanalyse 

 Durchführung von Workshops mit interessierten Netzbetreibern  
 Prüfung der Möglichkeiten für einen Ausbau mit einem Infrastrukturbetreiber 
 Motivation von Netzbetreibern zum weiteren Ausbau (z.B. Telekom mit der 

VDSL-Variante Vectoring) 
 Entwicklung und Verabschiedung eines Umsetzungskonzeptes  

 
• Festlegung von Zielen für den Breitbandausbau  

 
 Schaffung der Voraussetzungen für einen mittelfristig erfolgenden nachhaltigen 

Ausbau mit Glasfaser-Anschlussnetzen 
 Beauftragung der Erstellung eines Masterplans (Netzplans) bei einem 

qualifizierten Ingenieurbüro  
 Prüfung der Geschäftsausweitung bei den Stadtwerken zum 

Infrastrukturbetreiber Glasfaser-Anschlussnetze 
 Motivation von Infrastrukturbetreibern (z.B. Deutsche Glasfaser) zum Ausbau  
 Alternativ: Erstellung eines Masterplans und Verlegung von Leerrohrbündeln in 

Verbindung mit Sanierungsarbeiten 
 Prüfung einer übergreifenden Aktivität durch den zuständigen Kreis 
 Prüfung der Möglichkeiten zur Zusammenarbeit mit Infrastrukturbetreibern 
 Prüfung von Synergien (insbesondere bei Sanierungsvorhaben) für den 

mittelfristigen Aufbau eines Leerrohrnetzes bis zum Hausanschluss 
 Prozesses zur regelmäßigen Absprache mit anderen Infrastrukturbetreibern 

 
 
 
 
Frage 22: „Bis 2009 wurden von der damaligen Landesregierung vermutlich 
zu wenige „weiße Flecken“ definiert. Kann ermittelt werden, wie viele „weiße 
Flecken“ in NRW – vor allem auch im Verhältnis zur Bevölkerungsdichte und 
im Vergleich zu anderen Bundesländern – gemeldet wurden?“ 
 
Das ist eine historisch sicher interessante Frage, deren Beantwortung kaum zum weiteren Ausbau 
der NGA-Netze beiträgt. Die Liste der gemeldeten Ortsteile ist bei der Bundesnetzagentur vorhanden. 
Andere Bundesländer haben zum Teil in erheblichem Ausmaß „weiße Flecken“ gemeldet. Die nicht 
so zahlreich gemeldeten „weißen Flecken“ in NRW haben vermutlich dazu beigetragen, dass ein 
Großteil der damals unterversorgten Ortsteile in der Zwischenzeit mit DSL oder DOCSIS3.0 
ausgebaut werden konnten, ohne zusätzliche Probleme im Hinblick auf die von den 
Förderprogrammen geforderte Technologieneutralität. 
 
 
 
Frage 23: „Wie bewerten Sie die Definition der Grundversorgung mit 2 
Mbit/s im Downstream in den Vorgaben der Förderprogramme. Ist diese 
Definition noch zeitgemäß?“ 
 



 

S T Z - C O N S U L T I N G  G R O U P  
Strategie – Transformation – Zusammenarbeit 

„Beratung vom Unternehmer für Unternehmen und Kommunen“ 
 

 

 
 

    STZ-Consulting Group                                                  29.08.13 
Strategie – Transformation - Zusammenarbeit  

www.stz-consulting.de 
http://stz-consulting.mydesignblog.de 

 
 

26 

2 Mbit/s sind gerade ausreichend, um einfache Internetanwendungen wie Email und Homebanking zu 
erledigen. Im Hinblick auf die multimediale Aufbereitung vieler Internet-Seiten sind heute eher 6 
Mbit/s erforderlich.  
 
Zur halbwegs komfortablen Nutzung sind 16 Mbit/s „zeitgemäß“, wer auch Fernsehen oder andere 
Multimedia-Angebote nutzen möchte, ist mit 50 Mbit/s sehr gut und voll ausreichend bedient. Ein HD-
Kanal kann mit ca. 20 Mbit/s ohne Störungen empfangen werden. Bei mehr als einem Fernseher und 
unterschiedlichen HD-Programmen sind 50 Mbit/s eine ausreichende Versorgung. Derzeit gibt es 
keine massenmarktfähigen Dienste, die 50 Mbit/s oder mehr als Übertragungsgeschwindigkeit  
benötigen. 

       
 
 
Der Wunsch nach schnellen Internetzugängen wird bei den asymmetrischen Diensten nach VDSL 
oder DOCSIS3.0 Standard insbesondere durch die Upstream-Geschwindigkeit bedingt. Für das 
Hochladen von Daten wie z.B. Bilder, Videofilme oder Musik-Streams stellen Geschwindigkeiten von 
weniger als 5 Mbit/s eine erhebliche Einschränkung dar. Um 5 Mbit/s im Upstream zu erhalten, wird 
ein VDSL-Dienst mit mindestens 25 Mbit/s Downstream-Geschwindigkeit benötigt, bei DOCSIS3.0 
sind es 50 Mbit/s. Vom Anstieg der Nutzung von Cloud-Diensten und der Auslagerung von Daten in 
ein externes Rechenzentrum werden Anschlussinhaber mit 6 Mbit/s weitgehend ausgeschlossen. 
 
Eine Mindestbandbreite zu definieren ist eigentlich nicht sinnvoll, da neue Anwendungen und 
verändertes Nutzungsverhalten eine Verschiebung des Bandbreitenbedarfs bewirken. Vor gut zehn 
Jahren wären 128 kbit/s durchaus noch ausreichen und in einigen Jahren werden 16 Mbit/s nicht 
mehr genügen. Die Festlegung einer Mindestbandbreite ist erforderlich, um zu definieren, in welchen 
Fällen Kommunen und Kreise in den Markt eingreifen dürfen und in welchen Fällen Fördermittel 
gewährt werden können. 
 

Im Bereich der gewerblichen Anwendungen gibt es kaum eine Grenze in der Bandbreite. Für kleine 
und mittelständische Unternehmen ohne ausgeprägten Datenkommunikationsbedarf reichen oft 16 
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Mbit/s. die Mehrzahl der Gewerbebetriebe fordert in Befragungen Geschwindigkeiten im Bereich von 
25 bis 50 Mbit/s. Nur ca. 15% der Betriebe benötigen spezielle Geschäftskunden-Dienste mit 
individuellen Service-Levels und Qualities-of-Service. In einzelnen Fällen werden Bandbreiten von 
symmetrischen 1 Gbit/s benötigt, z.B. für die Vernetzung von Krankenhäusern.  
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• Gutachten zu Geschäftskonzepten.  
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